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ferung kommen, würden leicht Verwechslungen vor-
kommen, wenn für jede Getreideart ein anderes Beiz-
mittel verwendet werden müßte. Es wurde deshalb die 
Forderung gestellt, daß Beizmittel für die Beizung aller 
Getreidearten geeignet sein müßten und daß mög-
lichst bei Weizen, Roggen und Gerste die gleiche Kon-
zentration bzw. Aufwandmenge wirksam sein sollte. 
Diese Forderung ist bisher nur bei quecksilberhaltigen 
Beizmitteln erfüllt worden. 
In neuerer Zeit wurde die Befürchtung laut, daß sich 
durch die dauernde Anwendung quecksilberhaltiger 
Beizmittel Hg-resistente Formen herausgebildet hätten, 
insbesondere bei · Tilletia. Die von verschiedenen Sei-
ten in dieser Richtung angestellten Untersuchungen 
haben den Beweis für die Richtigkeit dieser Annahme 
nicht erbracht. 
Die Quecksilberbeizrriittel stellen auch heute noch 
die wichtigste Gruppe von Mitteln zur Bekämpfung 
von Krankh~itserregern an Saatgut dar. Es wäre sehr 
·zu begrüßen, wenn es gelingen würde, ungiftige Ver-
bindungen zu finden, die die gleiche Wirkungsbreite 
wie Quecksilber haben. 
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Die Entwicklung der Pflanzenschutzgesetzgebung 
Von K. Ludewig, Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft Berlin-Dahlem) 
Um einen ausreichenden Schutz der Kulturpflanzen 
vor Krankheiten, Schädlingen und sonstigen den Ertrag 
oder die Qualität des Erntegutes mindernden Einflüs-
sen zu gewährleisten, sind - abgesehen von den als 
Voraussetzung für eine Gesetzgebung zu fordernden 
Rechtsgrundlagen - behördliche Anordnungen not-
wendig. Sie erstrecken sich einerseits auf im Inland zu 
ergreifende Bekämpfungsmaßnahmen, andererseits auf 
die Verhütung der Einschleppung von Krankheiten und 
Schädlingen bei der Einfuhr von Pflanzen und Pflanzen-
teilen (Pflanzenbeschau). Darüber hinaus sind der Ver-
trieb und die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln -
vor allem der giftigen - sowie die im weiteren Sinne 
damit zusammenhängenden Belange amtlich zu regeln. 
Bei der Vorbereitung solcher Bestimmungen wirkt der 
Pflanzenschutzdienst, dem im übrigen die Lenkung der 
technischen Durchführung sowie die Uberwachung der 
angeordneten Maßnahmen obliegt, mit. 
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Grundlegende Pflanzenschutzbestimmungen 
Bis zum Erlaß des Pflanzenschutzgesetzes von 1937 
war die Anordnung von Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Pflanzenkrankheiten und Schädlingen im Inland 
fast ausschließlich Sache der Länder, deren Gesetz-
gebung dazu Handhaben bot. So konnten z.B. in Preu-
ßen auf Grund von § 30 des Feld- und Forstpolizei-
gesetzes vom 1. 4. 1880 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. 1. 1926 (Ges. Slg. S. 83) Anordnungen 
zur Vernichtung schädlicher Tiere und Pflanzen getrof-
fen werden. 
Vorschriften zur Verhütung der Einschleppung ge-
fährlicher Pflanzenkrankheiten und Schädlinge bei der 
Einfuhr wurden dagegen auss·chließlich vom Reich er-
lassen. Als Rechtsgrundlage dafür kamen zunächst nur 
die Bestimmungen des V e r e in s z o 11 g e s e t z e s 
vom 1.7.1869 (BGBI. S. 317) in Frage. Ein Wandel trat 
ein, als durch das Gesetz zum Schutze der landwirt-
schaftlichen Kulturpflanzen vom 5. 3. 1937 (RGBI. I, 
S. 271) (Pf 1 an z e n s c h u t z g es et z) erstmalig 
eine ausreichende gesetzliche Grundlage sowohl für 
eine einheitliche Organisation und Durchführung der 
Bekämpfungsmaßnahmen im Reich als auch für die 
Pflanzenschutzbelange bei der Einfuhr geschaffen wor-
den war. Das Pflanzenschutzgesetz erstreckte · sich je-
doch nur auf den Schutz landwirtschaftlicher Kultur-
pflanzen, der Erzeugnisse daraus und der Vorräte da-
von. Die Abwehr schädigender Einflüsse von Wasser, 
Abwassern, Rauch und Abgasen sowie die Ungeziefer-
bekämpfung im landläufigen Sinne (Fliegen, Wanzen, 
Ratten und Mäuse in Häusern) fielen nicht unter die 
Bestimmungen dieses Gesetzes. Das gleiche galt für die 
forstlichen Kulturpflanzen. Deshalb blieb für den Erlaß 
von Ein- und Durchfuhrbestimmungen betr. Forst-
samen und Forstpflanzen auch nach 1937 das o. a. Ver-
einszollgesetz die Rechtsgrundlage, das allerdings 
durch das Zollgesetz vom 20. 3. 1939 (RGBI. I, S. 529) 
abgelöst wurde. 
Das P f 1 a n z e n s c h u t z g e s e t z von 1937 er-
hielt eine Neu f a s s u n g im Gesetz zum Schutze 
der Kulturpflanzen vom 26. 8. 1949 (Ges.Bl. d. Vereinig-
ten Wirtschaftsgebietes S. 308). Wie aus dem Titel 
hervorgeht , umfaßt dieses im Gegensatz zum alten den 
Schutz aller Kulturpflanzen; ferner bezieht es sich gern. 
§ 1 nicht nur auf Krankheiten und Schädlinge, son-
dern auch auf Schäden sonstiger Art. Der allgemeine 
Aufbau des neuen Gesetzes gleicht im wesentlichen 
dem des alten: Aufgaben des Pflanzenschutzes, Befug-
nisse des Bundesministers für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hinsichtlich der Pflanzenschutzmaß-
nahmen im Inland und der Verhütung der Einschlep-
pung von Pflanzenkrankheiten und Schädlingen aus 
dem Ausland, Organisation des Pflanzenschutzes und 
Regelung der Pflanzenschutzforschung (vgl. hierzu aber 
die Ausführungen von H. Richter, S. 67), Defini-
tion des Pflanzenschutzdienstes, grundlegende Anwei-
sungen über die Pflanzenbeschau, Pflichten und Rechte 
der Betroffenen bei der Durchführung von Verhütungs-
und Bekämpfungsmaßnahmen. 
Die Bekämpfung im Inland 
Solange die Maßnahmen zur Bekämpfung von Pflan-
zenkrankheiten und Schädlingen ausschließlich. auf Lan-
desebene, oft sogar nur von Verwaltungsstellen, wie 
Regierungspräsidenten und Landräten, geregelt wur-
den, war es nicht verwunderlich, -daß aufs Ganze ge-
sehen der erwartete Erfolg häufig ausblieb, weil in 
benachbarten Ländern nach verschiedenen Methoden 
gearbeitet wurde oder der Geltungsbereich der Anord-
nungen sich nicht mit dem Verbreitungsgebiet der 
Krankheit bzw. des Schädlings deckte. An diesem Zu-
stande hat sich auch nach 1905 zunächst nichts ge-
ändert. Erst nach dem weiteren Ausbau des Pflanzen-
schutzdienstes, dessen Entwicklung besonders nach 
dem ersten Weltkriege bedeutende Fortschritte machte, 
wirkte sich das Vorhandensein einer die länderweise 
verschiedenen Belange des Pflanzenschutzes zusam-
menfassenden Organisation vorteilhaft aus. So wurde 
eine gewisse Einheitlichkeit bei der Bekämpfung von 
Kartoffelkäfer, Kartoffelkrebs und Bisamratte wenig-
stens da-durch erzielt, daß in den Jahren 1924-1926 
von der damaligen Biologischen Reichsanstalt „Grund-
sätze und Richtlinien" ausgearbeitet und seitens des 
Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft den 
Landesregierungen zur Beachtung beim Erlaß der Be-
stimmungen empfohlen wurden. In demselben Sinne 
wirkte ein Erlaß des Preuß. Ministers für Landwirt-
schaft, Domänen und Forsten vom 8. 7. 1927 an die Re-
gierungspräsidenten. Auf diese Weise konnte für Preu-
ßen ein gleichmäßiges Vorgehen gegen bestimmte 
Schädlinge, wie Raupen, Engerlinge, Maikäfer, Ham-
ster, Mäuse, Bisamratten, Borkenkäfer und bestimmte 
Unkräuter, erzielt werden. 
Nach Erlaß des Pflanzenschutzgesetzes von 1937 war 
es möglich, im Bedarfsfalle reichseinheitlich gegen 
Pflanzenkrankheiten und Schädlinge vorzugehen. Die 
erste derartige Verordnung richtete sich gegen den 
Kar toffe 1 k ä f er. Zu seiner Bekämpfung und Ver-
hütung seiner Einschleppung wurden im Laufe der fol-
genden Jahre weitere Verordnungen erlassen. Die 
letzte, 9. Verordnung vom 22. 4. 1941 (RGBI. I, S. 227) 
hat auch heute noch Gültigkeit, jedoch nur, soweit sie 
sich auf die Verhütung der Einschleppung aus dem 
Auslande bezieht. Die Bekämpfung im Inland erfolgt 
seit 1945 wieder auf Grund der Länderverordnungen. 
Die Bekämpfung des K a r t o ff e 1 k r e b s e s , die 
den ausschließlichen Anbau krebsfester Sorten zum 
Ziel hat, ist durch die Verordnungen vom 8.10.1937 
(RGBI. I, S. 1127) und 29. 4. 1939 (RGBI. I, S. 872) ge-
regelt. In derselben Richtung - Gewinnung und Ver-
trieb hochwertigen Kartoffelpflanzgutes - wirkte z.B. 
die Verordnung des Reichsnährstandes über Saatgut 
vom 26. 3. 1934 (RGBI. I, S. 248), die durch das Saatgut-
gesetz vom 27 . 6.1953 (BGBI. I, S. 450) ersetzt wurde. 
In Anbetracht der Gemeingefährlichkeit der Bi -
s a m r a t t e für die allgemeine Landeskultur lag die 
Bekämpfung dieses Schädlings von jeher im Staats-
interesse. Zur Vereinheitlichung der oft voneinander 
abweichenden Ländermaßnahmen wurde 1935 ein 
Reichsbeauftragter für die Bisamrattenbekämpfung ein-
gesetzt. Er arbeitete zunächst nach den Weisungen des 
Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft und 
untersteht jetzt dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. Die Hauptaufgabe des Be-
auftragten ist, die weitere Ausbreitung der Bisamratte 
zu verhindern. Die reichsgesetzliche Regelung des Be-
kämpfungsdienstes ist durch die Verordnung zur Be-
kämpfung der Bisamratte vom 1.7. 1938 (RGBl. I, S. 847) 
erfolgt, die auch ein Verbot des Haltens und Hegens 
dieses Tieres enthält. Außerdem sind vom Reichsmini-
ster für Ernährung und Landwirtschaft „Richtlinien für 
die Bekämpfung der Bisamratte" herausgegeben wor-
den. 
Die Re b 1 aus bekämpfung war von Anfang an 
reichsrechtlich durch die Gesetze vom 6.3.1875 (RGBI. 
S. 135) bzw. vom 6.7 . 1904 (RGBl. S. 261), unser heuti-
ges Reblaus-gesetz, geregelt. Ihr Vollzug lag jedoch den 
Landesregierungen ob. Sie erließen die zur Durchfüh-
rung des Reblausgesetzes erforderlichen Polizeiverord-
nungen, wobei die vom Reichsminister für Ernährung 
und Landwirtschaft aufgestellten Ausführungsgrund-
sätze berücksichtigt wurden. Erst durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes, betr. die Bekämpfung der Reb-
laus vom 13. 11. 1935 (RGBI. I, S. 1338) wurden auch die 
zur Durchführung und Ergänzung des Reblausgesetzes 
notwendigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vom 
Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft erlas-
sen. Dementsprechend wurden alle bis dahin auf dem 
Gebiete der Reblausbekämpfung bestehenden Anord-
nungen der Länder aufgehoben und 2 Ausführungsverord-
nungen in Kraft gesetzt: 1. Die Verordnung zur Aus-
führung des Gesetzes, betr. die Bekämpfung der Reb-
laus im Weinbaugebiet , vom 23. 12.1935 (RGBl. I, 
S. 1543) und 2. desgl. außerhalb ·des Weinbaugebietes 
vom 24. 12. ·1935 (RGBl. I, S. 1549). Zur Uberwachung 
und Beschränkung des Rebenversandes wurden durch 
das Reblausgesetz und die Bekanntmachung über die 
Bildung von Weinbaubezirken vom 10. 8. 1938 (RGBl I, 
S. 1005), die durch die Verordnung vom 23.12.1953 
(BGBl. I, S. 1584) ersetzt wurde, die am Weinbau betei-
ligten Gebiete in Weinbaubezirke eingeteilt. 
Der wilden Anzucht und dem Inverkehrbringen von 
minderwertigem Rebholz, Wurzel- und Pfropfreben 
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wurde durch die Vorschriften der „Grundregei für die 
Anerkennung von Rebschnittholz, Wurzelreben und 
Pfropfreben" vom 3.9.1936 (Verkündungsbl. d. Reichs-
nährstandes S. 451) vorgebeugt, die durch die Verord-
nung über die Anerkennung von Saatgut (Anerken-
nungsverordnung) vom 2.9. 3. 1954 (BGBl. I, S. 48) außer 
Kraft gesetzt wurden. 
Das 1946 im südwestdeutschen Raume festgestellte 
Auftreten der S an - J o s e - S c h i 1 d 1 au s löste in 
den betroffenen bzw. am meisten gefährdeten Ländern 
den Erlaß von Bekämpfungsverordnungen aus. Sie 
wurden auf den Erfahrungen auf,gebaut, die während 
der vorhergehenden Jahre bei den in Osterreich gegen 
die San-J ose-Schildlaus durchgeführten Großaktionen 
gesammelt waren. Da vor allem Wert darauf gelegt 
werden mußte, die Verschleppung des Schädlings im 
Inland zu verhindern, wurde als Neuerung ein Verbot 
der Anzucht und Abgabe von Pflanzen sowie Pflanzen-
teilen aus Ertragspflanzungen des Befallsgebietes auf-
genommen. 
Schleswig-Holstein - obwohl weder befallen noch 
direkt gefährdet - erließ zur Sicherung seines wirt- . 
schaftlich bedeutungsvollen Baumschulgebietes eine 
Verordnung, wonach alle Baumschulgebiete, in denen 
gärtnerische Baumschulerzeugnisse für Anbauzwecke 
gehalten werden, der besonderen Aufsicht des Pflan-
zenschutzamtes unterstellt wurden. Darüber hinaus 
wurde die Einfuhr von Baumschulware aus Hessen, 
Baden-Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz ver-
boten. 
Im Gegensatz zu den Spezialverordnungen, die die 
Bekämpfung und Abwehr von einzelnen Schädlingen 
zum Ziele haben, ist die Reichsverordnung zur Sc h ä d -
lingsbekämpfung im Obstbau vom 29.10. 
1937 (RGBl. I, S. 1143) auf die allgemeine Pflege der 
Obstbäume und -Sträucher, Sicherung der Obsternte 
und Steigerung der Qualität der Früchte abgestellt und 
führt daher auch die Bezeichnung „Entrümpelungsver-
ordnung". Zu ihrer Ergänzung sind die „Richtlinien zur 
Schädlingsbekämpfung im Obstbau" vom 6. 1. 1938 
(Deutscher Reichsanzeiger u . Preuß. Staatsanzeiger, 
Nr. 8, S. 2) erlassen worden. 
Die marktregelnden Maßnahmen, wie die Einteiiung 
von Baumschulware nach Güteklassen sowie von fri-
schem Obst und Gemüse nach Handelsklassen, zielen 
gleichfalls auf eine Verhütung der Verschleppung von 
gefährlichen Krankheiten und Schädlingen ab und die-
nen der Qualitätsverbesserung. 
Zur Bekämpfung von Krankheiten und Schädlingen, 
die nur lokale Bedeutung haben, wurden vom Reichs-
minister für Ernährung und Landwirtschaft Musterver-
ordnungen herausgegeben und die Länderbehörden er-
mächtigt, sie bei Bedarf nach Anhören des zuständigen 
Pflanzenschutzamtes für beschränkte Gebiete in Kraft 
zu setzen. Auf diese Weise sind bereits erlassen wor-
den: 
Verordnung zur Bekämpfung von Blattsaugern, Schild-
läusen und anderen Obstbaumschädlingen während 
der Winterruhe. 
Verordnung zur Bekämpfung der Blutlaus, mit Richt-
linien dazu. 
Verordnung zur Bekämpfung der Frostspanner, mit 
Richtlinien dazu. 
Verordnung zur Bekämpfung der Schorfkrankheit der 
Obstbäume. 
Verordnung zur Bekämpfung des Kartoffelnematoden. 
Verordnung zur Bekämpfung der Feld- u. Wühlmäuse. 
Verordnung zum Schutze der Felder und Gärten gegen 
Tauben. 
Verordnung zur Bekämpfung der Sperlinge. 
Ferner sind auf Grund des Pflanzenschutzgesetzes 
von manchen Ländern Verordnungen zur Bekämpfung 
von Kornkäfer, Maikäfer, Spargelrost, Rübenblatt-
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wanze, Maiszünsier, Viruskrankheiten der Kartoffel 
u. a . erlassen worden. 
Verhütung der Einschleppung von Krankheiten und 
Schädlingen 
Durch die von den Regierungen der meisten Kultur-
länder erlassenen Einfuhrverbote und -beschränkungen 
soll die Einschieppung neuer Krankheiten und Schäd-
linge sowie die Vermehrung und Verbreitung schon 
vorhandener durch Einfuhren verhütet werden. 
Die Beschränkungen machen im allgemeinen die Zu-
lassung zur Einfuhr abhängig: 
1. von · der Beibringung vorgeschriebener Ursprungs-
und Gesundheitszeugnisse, die von Sachverständi-
gen des Amtlichen Pflanzenschutzdienstes des Ur-
. sprungslandes ausgestellt sein müssen; 
2. von der Erfüllung bestimmter Vorschriften für die 
Verpackung und Plombierung der Sendungen; 
3. von dem Ergebnis der Untersuchung der Pflanzen-
beschausachverständigen bei der Eingangsstelle. 
Darüber hinaus werden in neuerer Zeit für die ein-
zelnen Einfuhrobjekte bestimmte Grenzeinlaßstellen, 
in manchen Fällen die Begasung oder sonstige Entseu-
chungsmaßnahmen und das höchstzulässige Alter der 
Zeugnisse vorgeschrieben, die nur in Originalausferti-
gung anerkannt werden. 
Die Durchführung der Pflanzenbeschau sowohl bei 
der Ein- als auch bei der Ausfuhr obliegt den Pflanzen-
schutzämtern. Von ihnen werden die durch die ober-
sten Landesbehörden zu ernennenden Sachverständigen 
vorgeschlagen, ausgebildet und in ihrer Arbeit über-
wacht. 
Die älteste aus Pflanzenschutzrücksichten getroffene 
und he,ute noch gültige Einfuhrregelung richtete sich 
gegen die Einschleppung der R e b 1 aus (Kaiserliche 
Verordnung vom 11.2.1873 - RGBl. S. 43). Danach ist 
die Einfuhr von Reben zum Verpflanzen, von allen son-
stigen Teilen des Weinstocks, insbesondere von Reb-
blättern, ferner von Weinbergsgeräten, We'inbergserde 
und Kompost über sämtliche Grenzen verboten. Nur 
die Einfuhr von Trauben ist gestaUet. Ausnahmen kann 
in wohlbegründeten Fällen der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten unte)' Festset-
zung von Sonderauflagen bewilligen. 
Die Einfuhr aller zur Art der Rebe nicht gehörenden 
bewurzelten Pflanzen und Pflanzenteile ist auch nach 
der Reblausgesetzgebung an die Erfüllung bestimmter 
Bedingungen gebunden. 
Um Deutschland gegen die Einschleppung der seit 
1873 in Kalifornien bekannt gewordenen gefährlichen 
S an - J o s e - Sc h i 1 d 1 au s zu schützen, wurde 
durch eine Kaiserliche Verordnung vom 5.2. 1898 (RGBl. 
S. 5) .die Einfuhr lebender Pflanzen und frischer Pflan-
zenabfäUe aus Amerika sowie aller Gegenstände, die 
zur Verpackung solcher Waren gedient haben, ver-
boten. Die Einfuhr von Sendungen frischen Obstes 
und frischer Obstabfälle und des dazugehörigen Verpak-
kungsmaterials aus Amerika war gleichfalls unter-
sagt, sofern bei der Untersuchung an der Eingangs-
stelle das Vorhandensein von San-lose-Schildlaus fest-
gestellt wurde. Als im Laufe der folgenden Jahre 
bekannt wurde, daß der Schädling auch in anderen 
Erdteilen vorkommt, wurden diese Verbote auf andere 
Länder ausgedehnt. Diese Bestimmungen wurden durch 
die 1. Verordnung -zur Verhi.itung der Einschleppung 
der San-lose-Schildlaus und der Apfelfruchtfliege vom 
3. 11. 1931 (RGBl. I, S. 670) ersetzt, zu deren Ergänzung 
fünf weitere Verordnungen erlassen wurden. Damit 
wurden schließlich die gegen die San-lose-Schildlaus 
erlassenen Einfuhrverbote auf Länder aller fünf Erd-
teile aus.gedehnt. · 
Nach den durch ein Rundschreiben des Reichsmini-
sters für Ernährung und Landwirtschaft erlassenen 
Durchführungsbestimmungen vom 26 . . 11. 1931 werden 
nicht alle Pflanzarten in gleicher Weise von dem Ein-
fuhrverbot betroffen. Von der Einfuhr unbedingt aus-
geschlossen sind dicotyledone lebende Bäume und 
Sträucher: Obst-, Nutz- und Zierbäume und -Sträucher 
aller Art sowie deren Teile; ausgenommen sind Kak-
teen. Dagegen sind alle nicht zu den dicotyledonen 
Bäumen und Sträuchern zählenden Pflanzen unter der 
Bedingung zur Einfuhr zugelassen, daß bei der Unter-
suchung an der Eingangsstelle kein Befall oder Be-
fallsverdacht festgestellt wird. Ungefährlich erscheinen 
alle unterirdisch wachsenden Pflanzent,eHe und Säme-
reien sowie Körnerfrüchte und Gemüse, Drogen und 
technische Rohstoffe, weil erfahrungsgemäß die Ein-
. schleppung der San-Jose-Schildlaus mit ihnen nicht zu 
befürchten ist. Auch die Südfrüchte mit Ausnahme der 
Citrusfrüchte dürfen ohne Untersuchung zur Einfuhr 
zugelassen werden. Die Citrusfrüchte (Zitronen, Oran-
gen, Mandarinen und Pampelmusen) sind auf Grund 
des Erlasses des Reichsministers für Ernährung und 
Landwirtschaft vom 17. 3. 1934 (Reichszollbl. S. 212) 
ebenfalls zu untersuchen, da sich herausgestellt hat, 
daß sie unter Umständen auch Träger der San-Jose-
Schildlaus sein können. 
Das sehr schädliche Auftreten einer in Apfeln schma-
rotzenden Fliegenmade, der sog. A p f e I f r u c h t -
f I i e g e, in verschiedenen Obstbaugebieten der Ver-
einigten Staaten und Kanadas hatte Veranlassung ge-
gen, die Vorschriften der o. a. Verordnung vom 3. 11. 
1931, durch die u. a. eine Untersuchung von frischem 
Obst und frischen Obstabfällen vorgesehen ist, auch 
auf diesen Schädling auszudehnen. 
Er ist mit der in Deutschland heimischen und in man-
chen Jahren sta.rk auftretenden Kirschfrucht -
f I i e g e , deren Mad.e in den Kirschfrüchten lebt, nahe 
verwandt. Durch die Verordnung vom 27. 4. 1929 
(RGBI. I, S. 92) ist die Einfuhr roher Kirschen, die von 
Kirschfliegenmaden befallen oder befallsverdächtig 
sind, verboten. 
Zur selben Zeit, in der die Regierungen der europäi-
schen Staaten sich genötigt sahen, gegen die Reblaus 
gesetzgeberische Maßnahmen vorzubereiten und sich 
mit der immer nähertückenden San-J ose-Schildlaus-Ge-
fahr zu beschäftigen, kam aus den Vereinigten Staaten 
die Nachricht, daß dort der Kartoffelbau von einem 
sehr schädlichen Insekt, dem K a r t o f f e 1 - oder 
K o I o r a d o k ä f e r heimgesucht werde und der 
Schädling bis in den Westen (New York und New 
Jersey) vorgedrungen sei. Um der Gefahr einer Ein-
schleppung vorzubeugen, wurde durch die Kaiserliche 
Verordnung vom 26. 2. 1875_ (RGBI. S. 135) die Einfuhr 
von Kartoffeln, Kartoffelschalen und Kartoffelabfällen 
. aus Amerika verboten. 
Nach der Feststellung einer Einschleppung in Frank-
reich wurde auch gegenüber dieseni Lab.de das Einfuhr-
verbot für Kartoffeln ausgesprochen und auf Tomaten-
pflanzen, Auberginen und Johannisbeersträucher, spä-
ter auf sämtliche bewurzelten Gewächse mit und ohne 
Erdballen und unterirdische Pflanzenteile ausgedehnt . 
Die Einfuhr von frischem Gemüse und anderen frischen 
Küchengewächsen sowie von oberirdischen Teilen von 
Gewächsen aus Frankreich wurde in der Zeit vom 
15. 3. bis 14. 1 Ljeden Jahres nur gestattet , wenn die 
Erzeugnisse in einer EnUernung von wenigstens 
200 km von der Grenze des Ausbreitungsgebietes des 
Käfers gewachsen sind. Die bei der Abwehr des Kartof-
felkäfers gesammelten Erfahrungen gaben Veranlas-
sung, die bisher erlassenen Verordnungen aufzuheöen 
und durch die 9. Verordnung vom 22. 4. 1941 (RGBI. I, 
S. 227) zu ersetzen. Danach ist die Einfuhr von bewur-
zelten Gewächsen aus Amerika, Belgien, Frankreich, 
den Niederlanden, der Schweiz und Liechtenstein nur 
unter Beifügung eines vorgeschriebenen Ursprungs-
und Gesundheitszeugnisses gestattet und aus allen 
Ländern die Einfuhr lebender Kartoffelkäfer in allen 
Entwicklungsstadien verboten. 
Eine andere Gefahr, die den Kartoffelbau vieler Län-
der ernstlich bedroht, ist der K a r t o f f e I k r e b s. 
In Deutschland war die Einfuhr von Kartoffeln, die mit 
Krebs behaftet oder des Befalls verdächtig sind, durch 
die Verordnung vom 4. 1. 1925 (RGBI. I , S. 84) verboten. 
Sie wurde durch die schärfer gefaßte vom 7.3.1930 
(RGBL I, S. 34) ersetzt. Darin ist vorgeschrieben, daß 
Kartoffelsendungen nur in unbenutzten Umschließun-
gen oder lose geschüttet in geschlossenen Wagen unter 
amtlicher Plombierung der Säcke oder Wagen einge- • 
führt werden dürfen. In dem beizufügenden Ursprungs-
und Gesundheitszeugnis muß u. a. bescheinigt sein, daß 
die Kartoffeln von einem Felde stammen, das wenig-
stens 2 km von dem nächsten Krebsherd entfernt liegt. 
Um auch die Einschleppung des wirtschaftlich sehr 
bedeutungsvollen Kar t o ff e In e m a t o den zu un-
terbinden, ist unter dem 20. 12. 1954 (BGB!. I, S. 500) 
eine entsprechende Verordnung erlassen worden. 
Die Einfuhrvorschriften zum Schutze der Kulturpflan-
zen beschränken sich nicht auf die der Ernährung die-
nenden Gewächse, sondern betreffen auch Wald- und 
Zierpfl.anzen: 
Die Verordnung vom 3. 6. 1930 (RGBI. I, S. 188) ver-
bietet die Einfuhr von Pflanzen der Gattungen Abies, 
Picea, Pinus, Pseudotsuga und Tsuga, um die Einschlep-
pung d.es Erregers der D o u g I a s i e· n s c h ü t t e zu 
verhüten. 
Durch das Verbot der Einfuhr von Na de I h o 1 z -
p f 1 an z e n s amen und - zapfen der einheimi-
schen Arten vom 26. 10.1936 (RGBI. I, S. 935) soll ver-
hindert werden, daß nichtanbauwürdiges Saatgut nach 
Deutschland gelangt. 
Der Verhütung der Einschleppung des Erregers des 
U I m e n s t e r b e n s und des P a p p e 1 k r e b s e s 
dient die Verordnung vom 2.2.1932 (RGBI. I, S. 63), 
durch die die Einfuhr von bewurzelten Pflanzen der Gat-
tung Ulme und der Kanadischen Pappel sowie von 
Stecklingen, Ablegern, Pfropfreisern und sonstigen 
frischen Reisern solcher Pflanzen verboten ist. 
Aus rein forstlichem Interesse ist die Einfuhr von 
E r I e n , B i r k e n , B u c h e n und b e s t i m m t e r 
Eichenarten durch die Verordnung vom 16. 4. 
1937 (RGBI. I, S. 456) Beschränkungen unterworfen. 
In neuerer Zeit wird bei der Einfuhr von Baumschul-
ware einer weiteren, an Laubgehölzen auftretenden 
Krankheit Beachtung geschenkt, die - wenn auch noch 
in keiner Verordnung erfaßt - in den Ausschreibungs-
bedingungen des Einfuhrausschusses bereits Berück-
sichtigung gefunden hat. Es ist das in seinen äußeren 
Merkmalen dem Ulmensterben sehr ähnliche Eichen -
sterben, das zum Verbot der Einfuhr von Roteichen 
Anlaß gab. 
Um der Wiedereinschleppung des Ne I k e n w i c k -
1 er s, der mehrere Jahre beträchtlichen Schaden an-
gerichtet hatte, aber restlos ausgerottet werden konnte, 
vorzubeugen, wurde durch die Verordnungen vom 
28. 3. 1929 (RGBI. I, S. 83) die Einfuhr von 'bewurzelten 
Nelken und Nelkenstecklingen und vom 30. 9. 1932 
(RGBI. I, S. 492) .auch die Einfuhr von Nelkenschnitt-
blumeri für die Zeit vom 15. 3. bis 30. 11. jeden Jahres 
verboten. 
Die Aufzucht von A z a.I e e n, die einen bedeuten-
den Zweig der deutschen Blumengärtnerei bildet, wird 
durch das Auftreten einer Reihe gefährlicher Krankhei-
ten und Schädlinge erschwert. Die Verordnung vom 
9. 11. 1932 (RGBI. I, S. 528) soll die Einschleppung der 
Blattfleckenkrankheit, Löffelkrankheit, Azaleenmotte 
und des Azaleenwicklers verhüten. 
Die Belieferung des deutschen Gartenbaues mit min-
derwertigen B I u m e n z w i e b e 1 n aus dem Ausland 
führte vielfach zu Beschwerden. Zur Abhilfe wurde 
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durch die Verordnung vom 7.7.1930 (RGBl. I, S. 204) 
die Einfuhr von Blumenzwiebeln und Blumenknollen, 
die von folgenden Krankheiten oder · Schädlingen be-
fallen bzw. befallsverdächtig sind, verboten: 
Gelber Hyazinthenrotz 
Schwarzer Rotz 
Narzissenfliege 
Milben 
Zwiebelgraufäule 
Ringelkrankheit 
Nem.atodenkrankheit 
Wie die Ausschreibungsbedingungen des Einfuhr-
ausschusses zeigen, wird gegenwärtig auch dem Befall 
durch G1adiolenblasenfuß größere Bedeutung beige-
messen. 
Während in den beiden vorgenannten Verordnungen 
nur ein Zeugnis verlangt wird, durch das die Befalls-· 
freiheit amtlich bescheinigt sein muß, und eine stich-
probenweise Untersuchung an den Einlaßstellen vor-
gesehen ist, neigt man heute dazu, die Untersuchungs-
pflicht fur alle derartigen Sendungen zu fordern . 
Handelt es sich bei den bisher geschilderten Pflan-
zenschädlingen um kleine Schmarotzertiere, deren Ein-
fuhr - abgesehen vom Kartoffelkäfer - kaum jemals 
absichtlich unternommen werden dürfte, so ist bei der 
B i s a m r a t t e das Gegenteil der Fall. Das am 1. 7. 
1938 (RGBl. I, S. 847) erlassene Verbot der Einfuhr von 
lebenden Bisamratten soll verhüten, daß sie - wie es 
bereits . in Böhmen geschehen ist - aus Liebhaberei 
oder zu Zuchtzwecken nach Deutschland gebracht w er-
den. 
Neben den lediglich auf die Belange des eigenen 
Landes zugeschnittenen Maßnahmen haben seit langem 
Bestrebungen bestanden, die ein überstaatliches Zu-
sammenwirken zum Ziele hatten. So wurde von 
Deutschland die älteste Reblauskonvention von Bern 
1881 unterzeichnet. Während durch diese versucht 
wurde, lediglich die Verbreitung der Reblaus zu unter-
binden, war die Pflanzenschutzkonvention von Rom 
1929, d er Deutschland allerdings nicht angehörte, auf 
die Verhütung der Einschleppung und Verbreitung von 
Pflanzenkrankheiten und Schädlingen schlechthin ab-
gestellt. Nachdem sich die Erkenntnis durchgesetzt 
hatte, daß die Konvention von Rom 1929 ihre Aufgabe 
nicht erfüllen konnte und auch die alte Reblauskon-
vention nicht mehr zeitgemäß war, kam es 1951 zum 
Abschluß einer neuen Konvention in Rom, der Deutsch-
land 1952 beitrat. Als wichtigste Neuerung brachte 
diese Konvention das internationale Ursprungs- und 
Gesµndheitsformblatt, das die Abwicklung der Pflan-
zenbeschau bei der Ein- und Ausfuhr erleichte·rn soll . 
Vertrieb und Anwendung 
von Pflanzen- und Vorratsschutzmitteln 
Eine reichsgesetzliche Regelung zum Schutze der 
Verbraucher vor der Verwendung völlig oder 
teilweise unwirksamer bzw. p f l an z e n s c h ä d i -
gen d e r Präparate besteht nicht. Jedoch hat die 
Biologische Bundesanstalt auf Grund der Verordnung 
zum Schutze der Volksgesundheit vom 22. 4. 1933 
(RGBl. I, S. 215) die Möglichkeit, vor untauglichen Mit-
teln zu warnen. Den besten Schutz vor minderwertigen 
Fabrikaten bietet die am t l ich e Prüfung von 
P f l a n z e n s c h u t z m i t t e l n , die zwar nicht ge-
setzli ch gefordert ist, von der aber Wohl in den mei-
sten Fällen Gebrauch gemacht wird (vgl. S. 77). 
Der V e r k e h r m i t g i f t i g e n P f 1 a n z e n -
s c h u t z mit t e 1 n fällt zunächst unter die Vorschrif-
ten über den H an d e 1 m i t Giften, der durch 
landesrechtliche, in einzelnen deutschen Ländern 
gleichsinnig erlassene Verordnungen ·geregelt worden 
ist. Am bekanntesten ist die preußische vom 11. 1. 1938 
(GS. S. 1), die zahlreichen Ländern als Vor:hild gedient 
hat. Sofern Pflanzenschutzmittel, wie es wohl meist der 
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Fall ist, in abgabefertigen Packungen (Giftfertigware) 
in den Handel gebracht werden, dürfen sie unter er-
leichterten Bedingungen gemäß der Verordnung vom 
13. 2. 1940 (RGBl. I, S. 349). die in den Jahren 1940, 
1941, 1942 und 1954 Änderungen und Ergänzungen er-
fahren hat, abgegeben werden. 
Bei der "Anwendung giftiger Pflanzen -
s c h u t z mit t e 1 sind reichsgesetzliche Vorschriften 
zum Schutze der menschlichen Gesundheit, der Haus-
tiere, des Wildes sowie der nichtjagdbaren wildleben-
den Tiere zu beachten. In diesem Zusammenhange sind 
vor allem die Verbote blei- bzw. arsenhaltiger Verbin-
dungen zur Schädlingsbekämpfung irn Weinbau (Ver-
ordnungen vom 29. 3. 1928 - RGBl. I, S. 137 - und 
vom 26. 2. 1942 - RGBI. I, S.116 -) zu nennen, ferner 
die Verordnung · vom 25.5. 1950 (Bundesanzeiger 
Nr. 131, S. 1) betr. bienenschädliche Pflanzenschutz-
mittel, das Bundesjagdgesetz vom 29. 11. 1952 (BGBl. I, 
S. 780) sowie die Naturschutzverordnung vom 18. 3. 
1936 (RGBl. I, S. 181) in der Fassung vom 16. 3. 1940 
(RGBl. I, S. 567) . 
Ferner kommen für bestimmte gesundheitsschädliche 
oder teuer- und explosionsgefährliche Arbeitsstoffe be-
sondere Sicherheitsvorschriften der Länder in Betracht, 
z.B. die Verordnung über den Verkehr mit brennbaren 
Flüssigkeiten, die Druckgasverordnung usw. 
Am gefährlichsten ist das A r b e i t e n m i t h o c h -
giftigen Stoffen . Durch die Verordnung vom 
29. 1. 1919 (RGBl. S. 165) · ist zunächst der Reichswirt-
schaftsminister, später der Reichsminister für Ernäh-
rung und Landwirtschaft ermächtigt, ihre Anwendung 
im Pflanzenschutz grundsätzlich zu re,geln. Der Ge-
brauch von B 1 a u s ä u r e zur Schädlingsbekämpfung 
in jeder Anwendungsform wurde erstmalig 1919 ver-
boten. Durch die Verordnung vom 17. 7. 1922 (RGBl. I, 
S. 630) sind die obersten Landesbehörden ermächtigt 
worden, ausnahmsweise die Erlaubnis zur Anwendung 
des Blausäureverfahrens unter besonderen Bedingun-
gen zu erteilen. Einen gewissen Abschluß fand die 
Reihe der Bestimmungen durch den Erlaß der Verord-
nung zur Ausführung der Verordnung über die Schäd-
lingsbekämpfung mit hochgiftigen Stoffen vom 22. 8. 
1927 (RGBI. I, S. 297) mit den dazu ergangenen Ände-
rungen und Durchführungsvorschriften. Erleichterungen 
wurden später für den Gebrauch von Kalziumzyanid, 
das sich zur Schädlingsbekämpfung in Gewächshäusern 
besonders gut eignet , durch Rundschreiben des Reichs-
ministers für Ernährung und · Landwirtschaft vom 7. 1. 
1928 und 25.·2. 1941 geschaffen. Der Kreis der Berech-
tigten, denen eine Genehmigung erteilt werden kann, 
ist dadurch bedeutend weiter gezogen worden. 
Analog der Blausäure ist auch die Anwendung von 
Ä t h y 1 e n o x y d (T-Gas und Cartox). V e n t o x , 
T r i t o x (Trichloracetonitril) und Ph o s p h o r w a s -
s erst o ff entwickelnden Substanzen durch entspre-
chende Verordnungen geregelt. Danach sind zum Ge-
brauch Konzessionen erforderlich, die nur unter be-
stimmten Bedingungen erteilt werden. 
Um Unglücksfällen durch Arsen- bzw. Nikotinpräpa-
rate vorzubeugen, sind den Packungen solcher Pflan-
zenschutzmittel Warnungen in Form der vom dama-
ligen Reichsgesundheitsamt gemeJnsam mit der dama-
ligen Biologischen Reichsanstalt aufgestellten „ V o r -
sich t s maß rege In zur Verhütung von Unglücks-
fällen be;im Gebrauch von arsen-(bzw. nikotin-)haltigen 
Pflanzenschutzmitteln" beizufügen. Allgemeiner und 
umfassender ist dieses Thema im Flugblatt Nr. 5 (A 7) 
der Biologischen Bundesanstalt behandelt. 
Ebenso wie die Anwendung bestimmter hochgiftiger 
Stoffe ist auch die Einrichtung von L o h n s a a t -
bei z s t e 11 e n konzessionspflichtig und durch Län-
derverordnungen geregelt . Außer der Uberprüfung der 
Beizanlage vor der Zulassung unterliegt auch der Beiz-
betrieb als soicher einer - und zwar laufenden - kon-
trolle seitens der Pflanzenschutzämter bzw. der Orts-
polizei (vgl. auch S. 81 ). 
Der Beruf der S c h ä d 1 i n g s b e k ä m p f e r , der 
seit langem um seine staatliche Anerkennung ringt, hat 
lediglich in West-Berlin einen gewissen Erfolg dadurch 
erzielt, daß das Berufsbild anerkannt worden ist. 
Mit den vorstehenden Ausführungen wurde versucht, 
einen kurzen Abriß des gegenwärtigen Standes der 
Entwicklung der Pflanzenschutzgesetzgebung zu brin-
gen. Auf die Schilderung von beabsichtigten und mög-
lichen Ergänzungen bzw. Anderungen, wie sie sich im 
besonderen hinsichtlich der Pflanzenbeschau und der 
damit in Verbindung stehenden internationalen -Zu-
sammenarbeit als notwendig erwiesen haben, rriußte 
· einmal wegen Raummangel, andererseits auch deshalb 
verzichtet werden, weil die Vorarbeiten noch nicht so 
weit gediehen sind, daß schon jetzt darüber berichtet 
werden könnte. 
Vom Meldedienst zum Warndienst 
Von K. V. Stolze~ Pflanzenschutzamt Oldenburg i. 0. 
Wer eine Geschichte des Deutschen Pflanzenschutz-
dienstes schreiben will, wird beim Meldedienst anfan-
gen und den Warndienst als eine der heute wichtigsten 
Aufgaben herausstellen müssen. 
Als vor mehr als 50 Jahren einsichtige Männer der 
deutschen Wissenschaft und Praxis mahnten, den Ver-
lusten der landwirtschaftlichen Erzeugung durch Krank-
heiten und Schädlinge me'hr Aufmerksamkeit zu schen-
ken, ahnten sie wohl kaum, welche Fülle von Erregern 
tatsächlich empfindliche · Schäden verursachen. Sie er-
kannten aber, daß nur ein Wissen um .die Dinge gerade 
in der Praxis die Schäden überwinden helfen könne. Es 
fehlten aber jegliche Unterlagen über den wirklichen 
Umfang und die tatsächliche· Bedeutung der einzelnen 
Schäden, um der zunächst als notwendig. erkannten 
Erforschung der Pflanzenkrankheiten und · -schädlinge 
als Ausgangsmaterial zu dienen. ,So wandte man sich 
an ehe vorhandenen landwirtschaftlichen Organisatio-
nen und richtete mit ihrer Hilfe einen „Sammeldienst" 
ein, wie er zunächst genannt wurde. Die Hauptsam-
melstellen für Pflanzenschutz als Vorläufer der heu-
tigen Pflanzenschutzämter in den Ländern und Provin-
zen wurden die Mittler zu der als Zentralstelle des 
Pflanzenschutzes für das ganze Reichsgebiet eiingerich-
teten Kaiserlich Biologischen Anstalt für Land- und 
Forstwirtschaft in Berlin-Dahlem. Aus dem Sammel-
dienst entwi'ckelte sich der Meldedienst des heutigen 
Pflanzenschutzdienstes, auf dem die , Pflanzenschutz-
Statistik beruht. 
Der M e 1 d e d i e n s t ist im Gesetz zum Schutze 
der landwirtschaftlichen Kulturpflanzen vom 5. 3. 1937 
und in dem an seine Stelle getretenen Gesetz zum 
Schutze der Kulturpflanzen vom 26. 8. 1949 als Auf-
gabe des Pflanzeil'schutzdienstes fest verankert. 
0. A p p e I sagte 1918 über den Meldedienst, daß 
der Nutzen solcher Erhebungen und Darstellungen ein 
mehrfacher sei; mit ihnen würde sich u. a. feststellen 
la:ssen, wie weit das Auftreten der Krankheiten und 
Schädlinge von klimatischen Faktoren abhängig sei, so 
daß sich die Bekämpfung nach den Witterungsverhält-
nissen richten könne. Und Bremer begründete 1926 
die Notwendigkeit der Pflanzenschutz-Statistik damit, 
daß mit ihr das Material für die Erkenntnis der ver-
schiedenen Bedingungen des Auftretens von Pflanzen-
krank'heiten geschaffen würde, aus dem al'lein mit 
genügender Sicherheit sich die allgemeinen Natur-
gesetzlichkeiten herausheben ließen, deren Kenntnis 
wiederum zum sicheren Pflanzenschutz im einzelnen 
führen könne. Er stellte damit bereits die Verbindung 
zwischen Pflanzenschutz-Statistik und der Voraussage 
als Grundlage eines planmäßigen Pflanzenschutzes fest. . 
Ein knappes Jahr später schreibt Br e rri er dann-schon: 
„Die genaue Kenntnis der Entstehungsbedingungen 
von Pflanzenseuchen wird darum nicht nur i'hre Aus-
schaltung ermö-glichen, sie gibt dem Pflanzenbauer auch 
die Möglichkeit in die Hand, die Schutzbehandlung in 
den Jahren auszusetzen, in denen der Ausbruch einer 
Epidemie nach den Umständen ausgeschlossen erscheint" 
und stelit weiter fest, daß im Weinbau und auch im 
Forst bereits mit Erfolg Prognosen gestel'lt und Be-
kämpfungsmaßnahmen nach diesen ausgerichtet wer-
den, aber in Landwirtschaft und Gartenbau sei für diese 
Frage noch so gut wie nichts geschehen, obwohl theore-
tische Ansätze vorhanden seien. Bö n in g diente 1936 
der Meldedienst vor allem als Grundlage zur besseren 
Gestaltung der Aufklärungs- und Beratungstätigkeit 
im Pflanzenschutz und zur Anpassung der Beratung an 
die örtlichen und jeweiligen Verhältnisse. 
So führte der Meldedienst aus sich heraus zu einem 
Warndienst. Aber auch heute noch ist ein guter Melde-
dienst Voraus·setzung eines schlagkräftigen Warndien-
stes. Wie ich noch zeigen ·werde, muß der Meldedienst 
in den Warnd.ienst eingebaut und für diesen geformt 
werden, ohne dadurch seinen statistischen Aufgaben 
entfremdet zu werden. Für das richtige Zusammenwir-
ken von Melde- und Warndienst ist es jedoch wichtig 
- dlies muß besonders betont werden - , daß dem 
Meldedienst auch bei den unteren, bisher nur ·sammeln-
den Instanzen mehr Wert bei•gemessen wird, daß die 
Zusammenste'llung und Weiterleitung der Meldungen 
nicht nur schematisch erfolgt, und daß ständig ari einer 
Verbesserung des Meldedienstes (Gersdorf) gear-
beitet wird. 
D e r P f 1 a n z e n s c ·h u t z - W a r n d i e n s t b e · 
zweckt eine zeitgebundene Aufklärung, 
d. h. eine Aufklärung und Beratung derjenigen, die 
Pflanzenschutzmaßnahmen durchführen. Zu den für 
einen neuzeitlichen Pflanzenschutz unerläßlichen lau-
fenden Beobachtungen und Untersuchungen hat der 
Praktiker selbst nicht die erfol'derliche Zeit und die 
notwendi-gen Kenntnisse. 
Die Fortschritte in der Pflanzenproduktion und im 
Pflanzenschutz mußten zwangsläufig zu einem Warn-
dienst führen. Die Rationalisierung der Landwirtschaft 
zwingt diese, wenn sie wettbewersbfähig bl~iben soll , 
den Pflanzenschutz mit dem geringstmögl:ichen Auf-
wand, d. h. so billig wie möglich und zugleich mit dem 
höchstmöglichen Grad an Wirksamkeit auszuführen, 
und dies ist vor a1lem eine Frage des zeitlich richtigen 
Einsatzes der zur Verfügung stehenden Bekämpfungs-
verfahren. Uberall in der Welt ist man 'heute bemüht, 
der Bestimmung der Bekämpfungstermine die Biologie 
der Schädig•er, eine laufende Beobachtunq ihrer Ent-
wicklung und die Abhängigkeit dieser Entwicklung · 
vom Standort und Klima zugrunde zu legen. Li e b · 
s t er formuliert dies folgendermaßen: .. Da:s Ziel ist, 
die zu bekämpfenden Schädlinge genau in ihrem emp-
find'lichsten und verwundbarsten Stadium entscheidend 
zu treffen." Ein solch zuverlässig arbeitender und gut 
organisierter Warndienst wird heute von allen qiaß-
gebl:ichen Stellen des Pflanzenschutzes im In- und Aus-
land als die moderrnste und wirksamste Methode ange-
sehen., wii;kjjc;h erfolgreiche Breitenarbeit im Pflanzen-
schutz zu leisten und zu erreichen, daß Pflanzenschutz-
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